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Der Gegenwind wird immer kräftiger
In Handschuhsheim ist der Widerstand gegen die Windräder besonders stark – Experte: Schaden für den Wald wäre gewältig

Von Micha Hörnle

Das hätte man vielleicht so nicht für mög-
lich gehalten: Gerade in der Umwelt-
hauptstadt Heidelberg formiert sich ein
massiver „Protest von unten“ gegen die
geplanten Windparkstandorte. Schon
über 40 Banner „Windindustriepark –
Heidelberg sagt nein“ hängen mittler-
weile in der gesamten Stadt verteilt. Bei
einer Veranstaltung in Handschuhsheim
reichte am Donnerstag der Saal im „Deut-
schen Kaiser“ nicht aus – und vielleicht
am verwunderlichsten: Der Protest hat
nichts mit Parteipolitik zu tun, man fin-
det sogar etliche Sozialdemokraten und
Grüne unter den Gegnern der Standorte.
Natürlich gab es auch einige im Saal, die
ganz gegen die Windenergie waren, aber
die meisten hielten es mit dem Referen-
ten des Abends, Dieter Teufel, dem Leiter
des Umwelt-Prognose-Instituts: „Ich bin
im Grunde für die Windenergie, aber nicht
überall. Der ökologische Schaden darf
nicht größer als der Nutzen sein.“

Sein Hauptargument ist weniger die
Verspargelung der Landschaft („Das ist
Geschmackssache“), sondern eher die
schwere und unwiderrufliche Schädi-
gung des alten, gewachsenen Mischwal-
des. Das fängt schon bei den Zufahrten
zu den Windrädern an: Da hilft es nicht,
die alten Waldwege etwas zu verbreitern,
es müssen neue, extrem breite Schneisen
von bis zu 18 Metern geschlagen werden,
damit die Schwertransporte fahren kön-
nen. Allein dafür und für die Anlage des

Fundaments müssten viele Bäume fallen,
die Zahlen gingen in die Tausende. Und
das Schlimmste wäre: Das müsste auch so
bleiben, denn die Windräder müssen re-
gelmäßig gewartet oder erneuert werden.

Für Teufel sind die Gipfel und Hänge
des Odenwaldes grundsätzlich der fal-
sche Standort für Windräder: Denn dort
weht der Wind relativ schwach, im Grun-
de sind diese Standorte nicht rentabel. Da
warf Richard Leiner von der überregio-
nalen Bürgerinitiative „Rettet den Oden-
wald“ ein, dass das mittlerweile kein Ar-
gument mehr sei: Der Irrsinn der Sub-

ventionierung der Windkraft sei mittler-
weile so weit gediehen, dass das meiste
Geld an windschwache, unwirtschaftli-
che Anlagen gehe – und sich daher wohl
auf jeden Fall ein Investor finden ließe.

Abgesehen von der Rentabilität for-
dert Teufel, die Windräder besser auf die
Äcker in der Ebene zu bauen, wo „jetzt
schon über 95 Prozent aller Anlagen ste-
hen“ – denn dort wäre der ökologische
Schaden viel geringer. Und es hätte den
Vorteil, dass die Landwirte dann auch zu
Energiewirten werden könnten. Was an-
derswo, vor allem in Norddeutschland,

schon ganz gut funktioniere, sei aber nach
den Windkraft-Kriterien des Nachbar-
schaftsverbandes Heidelberg-Mannheim
so gut wie ausgeschlossen. Der Grund liegt
vor allem an den zu strengen (also zu gro-
ßen) Mindestabständen der Anlagen zu
landwirtschaftlichen Gebäuden und an
der Mindestzahl von drei Windrädern. Das
ist eigentlich gut gemeint: Man wollte die
Anlagen möglichst weit von den Sied-
lungen platzieren und gleichzeitig durch
eine gewisse Konzentration die Eingriffe
in die Landschaft gering halten. Teufels
Rat: „Man sollte die Abstände verringern
und den Landwirten auch eine oder zwei
Anlagen erlauben.“

Teufel ermutigte die Bürger, sich bei
der noch bis Montag laufenden Bürger-
beteiligung einzubringen: „Wenn es star-
ke Einsprüche gibt, gibt man vielleicht die
Standorte auf.“ Das bestätigte auch
Leiner: „Am wichtigsten ist immer der
Widerstand der Bürger. Das will sich nicht
jeder Investor zumuten.“ Teufel gab den
Rat, sich bei der Stellungnahme an den
Nachbarschaftsverband (siehe Kasten
unten) vor allem auf darauf zu konzent-
rieren, dass der betroffene Waldbestand
wertvoll, vielfältig und auch schön sei –
und dass man als Anwohner um seine Er-
holungsfunktion fürchte: „Das sind Kri-
terien, die der Nachbarschaftsverband
nicht selbst gewichten kann – und sozu-
sagen in die Hände der Bürger gelegt hat.
Und je nachdem, wie stark und wie hef-
tig sie sich äußern, nimmt er das als wich-
tiges Kriterium für einen Standort.“

Bis zu neun Windräder sind auf den Handschuhsheimer Hügeln denkbar – sechs am Areal „Weißer Stein-Süd“ (hier abgebildet) und drei am Hohen Nistler. Fotomontage: Nachbarschaftsverband

Auch die FDP ist
gegen Windparks

RNZ. Die Heidelberger FDP lehnt die Vor-
schläge zur Errichtung eines Windparks in
und um Heidelberg ab. Stadtrat Karl Breer
meint: „Heidelberg liegt in einem
Schwachwindgebiet, wodurch es nur eine
relativ geringe Energiegewinnung gibt.
Dadurch entsteht ein höherer Aufwand,
verbunden mit höheren Kosten. Die Ver-
braucher zahlen somit teure Subventionen
an die Betreiber von Windparks, die nur ei-
ne marginale Wirtschaftlichkeit aufwei-
sen, aber enorme Kosten verursachen. Hei-
delberg sollte daher eher auf Photovoltaik
setzen als auf Windenergie.“ Parteivorsit-
zender Sebastian Romainczyk kritisiert:
„Es ist der typische Aktionismus, den man
hier erlebt. Man versucht nicht, durch kla-
ren Sachverstand ein Thema zu lösen, son-
dern durch ideologische Engstirnigkeit ein
Projekt ad hoc durchzusetzen.“

K O M M E N T A R

Hier nicht!
Micha Hörnle zu möglichen
Windkraftstandortenin Heidelberg

Es geht nicht um das Sankt-Florians-
Prinzip: Windenergie ja, aber nicht bei
mir. Es geht eher darum, dass Wind-
parks dort gebaut werden sollen, wo
erstens genügend Wind weht und zwei-
tens die Eingriffe in die Natur und üb-
rigens auch in das Landschaftsbild
möglichst gering sind. Und da hat der
Vorschlag des Energieexperten Dieter
Teufel durchaus Charme: Windräder
gehören eher in die sowieso schon land-
wirtschaftlichgenutzteEbeneundnicht
auf die ökologisch sensiblen Hügel des
Odenwaldes – hier müsste der Nach-
barschaftsverband vielleicht seine Kri-
terien nochmals überdenken. Das gilt
nicht nur für Handschuhsheim, sondern
auch für die anderen drei Heidelberger
Berge (Lammerskopf, Auerhahnkopf,
Drei Eichen), auf denen Windräder
denkbar sind. Es kann und darf eigent-
lich nicht sein, dass ein besonders pro-
testgewohnter Stadtteil mit einer akti-
ven Bürgerschaft es schafft, einen
Windpark zu verhindern, nur weil er
sich am lautesten gewehrt hat.
Und da sich Heidelberg bei der Wind-
kraft nicht komplett einen schlanken
Fuß machendarf: Wieso eigentlichnicht
die Standorte in der Ebene, die Kirch-
heimer Mühle und der Grenzhof?

Collegium Academicum: Eine Idee ist nicht totzukriegen
Studenten basteln am Projekt eines neuen CA – Gibt es eine Chance für ein selbstverwaltetes Wohnheim auf den US-Flächen?

hö. Das Collegium Academicum (CA) ist
nicht tot, im Gegenteil. Geht es nach Nico-
lai Ferchl (Foto: Hentschel) und Margarete
Over, soll es bald ein neues geben. Nach-
dem das alte CA in der Seminarstraße 1978
geräumt worden war, gibt es eine Art Mi-
niaturversion: In der Plöck 93 kauften CA-
Veteranen drei Wohnungen, in denen elf
Studenten leben – darunter auch Over und
Ferchl. Irgendwann keimte die Idee auf,
dass Heidelberg wieder ein CA bekommen
sollte, nicht eine komplette Wiederauflage
der 1945 gegründeten Einrichtungen, eher
eineinihremGeist:Selbstverwaltung,breit
angelegte Bildung, Kultur – und „eine Of-
fenheit nach außen“ (Over). Man will „kei-
nen geschlossenen Mikrokosmos“, eher ei-
nen Ort des Austauschs: „Es gibt so viele
Leute in Heidelberg, die gute Ideen haben,
aber keinen Platz oder Möglichkeit haben,
die umzusetzen – und dann gehen“, sagt
Ferchl.

Jetzt müsste das neue CA nur noch ei-
nen Platz für diese Vision finden. Als die
Amerikaner abzogen, war ziemlich schnell

klar, dass ihre Flächen
für das neue CA in
Frage kämen. Zuerst
dachte man an Mark
Twain Village in der
Südstadt, nun haben
die Initiatoren die
Kirchheimer Patton
Barracks ins Auge ge-
fasst: „Wir sind auf
bestimmte Gebäude
nicht festgenagelt“,
sagt Ferchl, aber er
liebäugelt mit zwei

ehemaligen Mannschaftsgebäuden im
Herzen der ehemaligen Kaserne – wo al-
lerdings nach städtischer Planung bisher
Gewerbe vorgesehen ist (siehe Artikel
rechts). Für Ferchl schließen sich Wohnen
und Arbeiten in direkter Nachbarschaft
nicht aus: „Das ist eher ein Anknüpfungs-
punkt. Denn wir wollen, dass Studenten
mit ihren Ideen eigene Firmen gründen.“

Und das ist vielleicht auch der Unter-
schied zwischen dem alten und dem neuen

CA: Während früher eine konservative
Stadtspitze dem Wohnheim nicht beson-
ders gewogen war, ist das Verhältnis zwi-
schen neuem CA und Verwaltung heute
entspannt. Da wird eher über die grund-
sätzlicheArteinerNutzungdiskutiert,aber
niemand käme auf den Gedanken, dieses
Projekt verhindern zu wollen. Übrigens
auch die Universität nicht, die ab Ende der
sechziger Jahre mit ihrem einstigen Lieb-
lingskind CA schwer haderte. Und so geht
es heute weniger darum, ob es ein neues CA
geben soll, sondern nur, wo. Und genau da-
ran hängt es gerade: „Wir brauchen die Zu-
sage für die Gebäude, dann Zeit für die Pla-
nung und Finanzierung – und dann kommt
noch die reine Bauzeit dazu.“

Die Unterstützer – allein dem Förder-
verein gehören über 50 Personen an – ha-
ben sich auch schon Gedanken gemacht,
wie es sich in dem Haus leben wird: Es hat
Platz für 200 Studenten – übrigens dürfen
auch noch eine Zeit lang Leute mit Ab-
schluss wohnen –, die sich auf mehrere, un-
terschiedlich große, selbstverwaltete WGs

verteilen. Eigene Privatwohnungen sind
nicht vorgesehen: „Es geht uns ums ge-
meinsame Wohnen“, so Over. Geplant ist,
die Häuser für das neue CA zu kaufen – und
dies nach dem Modell des Mietshäuser-
syndikats durch eigene Einlagen und
Mieterlöse zu finanzieren. Ferchl zweifelt
nicht daran, dass das klappen könnte:
„Daran wird unser Projekt garantiert nicht
scheitern, es ist alles durchgerechnet.“

Das Wohnen im neuen CA soll durchaus
erschwinglich sein: „Die Zielmiete soll un-
ter 300 Euro pro Zimmer liegen“, so Ferchl
– ganz so billig wie in alten CA-Zeiten wird
es also nicht mehr. Und noch ein Unter-
schied: Das neue CA ist keine Einrichtung
der Uni mehr; es wird auch keinen Leiter
mehr geben. Und auf seine Weise wird es
ein anderes CA sein: „Heute sind andere
Zeiten, wir haben andere Themen wie
Nachhaltigkeit, ein gerechtes, soziales und
umweltfreundliches Leben“, sagt Over.
Aber an einem wird eisern festgehalten:
Auch das neue CA soll strikt basisdemo-
kratisch organisiert sein.

Franziska Meier, Leiterin der Projektgruppe zur Geschichte des Collegium Academicum, und
Professor Gerd Steffens führen durch die Ausstellung im Unimuseum, die dort noch bis zum
13. Februar zu sehen ist. Anlass ist das 70-jährige Jubiläum dieser Einrichtung. Foto: Rothe

Ganz schön elitär, aber dafür basisdemokratisch
Der Ex-CA-Bewohner Gerd Steffens räumt mit Mythen rund um das selbstverwaltete Wohnheim auf

hö. Dafür, dass es das Collegium Acade-
micum (CA) nicht mehr gibt, interessiert es
auch 37 Jahre nach seinem Ende immer
noch: Gut 70 Besucher, darunter viele Ex-
CA-ler, erlebten im Unimuseum, wie Gerd
Steffens mit manch alten Mythen der le-
gendären Einrichtung aufräumte. Der
emeritierte Professor für Politische Bil-
dung an der Universität Kassel lebte von
1962 bis 1969 in dem selbstverwalteten
Wohnheimin der Seminarstraße.

Dachte man bisher immer, dass die
Amerikaner das CA als Instrument zur de-
mokratischen Umerziehung der deutschen
Jugend (Reeducation) gegründet hatten,
ging die eigentliche Initiative von Univer-
sitätsrektor Karl Heinrich Bauer und dem
Philosophen Karl Jaspers aus: Nach dem
Modell der Colleges sollte sich hier die
künftige Elite des Landes selbst verwalten

und bilden – und damit die alten Verbin-
dungen obsolet machen: „Das CA hatte ei-
neAuradesElitären“,befandSteffens:Erst
musste man vor einer Aufnahmekommis-
sion bestehen, dann musste man sich im
Konvent, der Vollversammlung, bewähren
– und schließlich auch noch im Studium
Generale breit bilden. Und heraus kamen
diskussionsgestählte Super-Rhetoriker.
Was allerdings nicht immer funktionierte,
denn als man Mitte der fünfziger Jahre auf
diskursiv noch geschultere – nämlich mar-
xistische – Studenten aus Leipzig traf, war
man denen unterlegen. Das änderte nichts
daran, dass die CA-Bewohner bereitwillig
ihren Horizont weiteten und insbesondere
Bande in den Ostblock pflegten.

Als diese Kontakte gegen Ende der
sechziger Jahre abrissen, kümmerte man
sich im CA mehr um sich – und um die Stu-

dentenbewegung. Dadurch, dass man
prinzipiell für alle Gruppierungen des
neuen Protests offen war, hatte man bald
stadtweit den Ruf, eine „rote Zelle“ zu sein.

Und genau darum ging es – mal wieder –
bei der späteren Diskussion: Wie hoch war
der Anteil der Radikalen im CA? Stimmt es,
dass man sich notfalls mit Waffengewalt
gegen die Räumung wehren wollte? Für den
einstigen CA-Leiter Wolfgang Stather ist
das alles Mumpitz: „Von rechter Seite wird
immer wieder versucht, das CA in die Ecke
des Terrorismus zu drängen. Dabei waren
wir pluralistisch zusammengesetzt, was
damals auch das Landgericht Heidelberg
bestätigt hat. Mit der Räumung wollten die
Rechten endgültig Schluss mit der Stu-
dentenbewegung machen. Und was die da-
bei angeblich gefundenen Waffen angeht:
Der gefundene Sprengstoffwar Parfüm!“

CA soll auf
die Patton Barracks

ani. Das Collegium Academicum (CA) soll
auf die Patton Barracks ziehen. Das be-
schloss der Gemeinderat am Donners-
tagabend mit 25 zu 15 Stimmen und vier
Enthaltungen. Einen entsprechenden
Antrag stellte GAL-Stadtrat Hans-Mar-
tin Mumm. Demnach sollte das CA dort-
hin ziehen, wo auf dem Gelände Wohnen
vorgesehen ist. Auf das Wort „sollte“ leg-
te vor allem Oberbürgermeister Eckart
Würzner Wert. Denn: „So eine Flächen-
entwicklung kann nicht an einzelne Part-
ner gebunden sein.“ Außerdem habe das
CA in Gesprächen nicht signalisiert, un-
bedingt auf die Fläche zu wollen. Manuel
Steinbrenner von den Grünen wider-
sprach und erklärte: „Das wichtigste An-
liegen der Initiative ist Zentralität, die
Nähe zur Universität und zu kulturellen
Einrichtungen.“ Auf den Patton Barracks
zwischen Speyerer Straße und Kirch-
heimer Weg soll sich vor allem Gewerbe
ansiedeln. Der Planungsentwurf sieht
Wohnen am Rande vor, um die Lücke zwi-
schen der Bebauung im Mörgelgewann
und dem Kirchheimer Weg zu schließen.

W I E M A N S I C H B E T E I L I G E N K A N N

Noch bis zum Montag können sich die
Bürger zu den sieben denkbaren Hei-
delberger Windstandorten äußern, dann
läuft die Frist der Bürgerbeteiligung
(aber auch Anhörung der Verbände) ab.
Dazu gibt es folgende Möglichkeiten:
> Schriftliche Stellungnahme: Bis Mon-
tag, 16. November, kann jeder beim
Nachbarschaftsverband seine Stel-
lungnahme einreichen – am besten in-
dividuell formuliert und nicht als Mus-
terbrief. Entweder per E-Mail an
nachbarschaftsverband@mannheim.de
oder postalisch: Nachbarschaftsverband
Heidelberg-Mannheim, Collinistraße 1,
68161 Mannheim. Mehr im Internet un-
ter: www.nachbarschaftsverband.de.
Man kann auch alternativ einen Brief an
OB Eckart Würzner schreiben (Markt-
platz 10, 69117 Heidelberg).

> Online-Dialog: Im Internet unter
www.heidelberg-windenergie.de kann
man noch bis zum Sonntag, 22. No-
vember, seine Meinung oder Anregung
zu den Standorten äußern (die Frist wur-
de jüngst um eine Woche verlängert). Be-
reits mehr als 1000 Bürger haben hier
schon diskutiert.
> Beteiligung der Gremien: Mitte Feb-
ruar 2016 soll es auf der Basis der Bür-
gerbeteiligung eine zentrale Informati-
onsveranstaltung für alle Heidelberger
Bezirksbeiräte geben. Das Ergebnis geht
als Stimmungsbild in den Gremienlauf
des Heidelberger Gemeinderats ein, der
im März kommenden Jahres beginnt.
> Bürgerforum: Die Stadt lädt im De-
zember zu einer Bürgerveranstaltung
ein, bei der eine Auswertung des On-
line-Dialogs präsentiert wird. hö


